
Der Werner Städtebund':-

Von Luise v. Winterfeld 

War es nur liebenswürdige Romantik, daß am 13. Juli 1953 Vertreter 
der Provinz, der Landesuniversität und der Ratskollegien von Lippstadt, 
Münster, Soest und Dortmund an dem Ort zusammenkamen, an dem ihre 
Vorväter in grauen Zeiten einen ewigen Bund und eine unauflösliche Einung 
geschlossen haben? 1 An diese Frage reihen sich sofort andere an. Aus welchen 
Ursachen entstand der Werner Städtebund? Welche der vier Bundesstädte 
gab dazu den Anstoß? Weshalb wählte man gerade die Christophorus­
Brücke über die Lippe zum Vertragsort? Wie lange und in welcher Art hat 
der Bund bestanden, und welche Wirkungen zeitigte er in Westfalen? 

In den großen deutschen Geschichtswerken werden in der Tat dem 
Werner Bund meist nur wenige Zeilen gewidmet. Er ist nicht der erste 
deutsche Städtebund gewesen (Köln und Trier schlossen z. B. schon 1149 
einen ewigen Frieden, der sie zu ein e m Volk mit gleichem Recht machte) ' . 
Dem Werner Bund fehlt auch der Glanz des lombardischen Städtebundes, 
der es wagte, gegen Friedrich Barbarossa die Waffen zu erheben und von 
ihm zerschmettert ward. Er steht auch zurück gegen den großen Rheinischen 
Bund', der versuchte, in der kaiserlosen, der schrecklichen Zeit die Befriedung 
des gesamten Deutschen Reichs durch eine straffe Organisation unter vier 
großen Städten (Mainz, Worms, Straßburg, Köln) vorzunehmen. Eins hat 
jedoch der Werner Bund vor diesen und anderen Städtebündnissen, die 
gewöhnlich rasch in sich zusammenbrachen, voraus: seine lange Dauer. Sie 
machte ihn zu einem grundlegenden Ereignis in der westfälischen Geschichte, 
denn er ist untrennbar mit der Entwicklung der Landfriedensbewegung und 
der Wirtschaftsgeschichte des Landes zwischen Rhein und Weser verbunden. 

Die Zeit vor 700 Jahren gehört zu den unfriedlichsten unserer Geschichte. 
Man kann von einem täglichen Krieg zwischen Fürsten und Herren, von 

• Vortrag, gehalten am 17.7. 1953 in Werne bei der Feier des siebenhundertjähri­
gen Jahrestages des Städtebundes an der Lippebrücke. 

1 vgl. F. Zurbonsen, Der westf. Städtebund von 1253 bis zum T erritorialfrieden 
von 1298 (Diss. Münster 1881). K. Rübe!, Gesch. der Gr~fschaft u. d. freien 
Reichsstadt Dortmund. Bd I (1917). S. 369 H. u. S. 427 H.; H . Rothert, 
Gesch. d. Stadt Osnabrück im Mittelalter in Mitt. d. Ver. f. Gesch. u. Landes­
kunde v. Osnabrück Bd. 57 (1937) S. 37 H. u. L. v. Winrerfeld, Westfalen in 
dem großen rhein. Bund von 1254 (Westf. Zeitsdlr. Bd. 93 (1937) S. 129 H.) . 

• vgl. L. v. Winterfeld, Gottesfrieden u. dt. Stadtverfassung (Hans . Gesch. BI. 
Bd. 32 (1927) S. 48). 

• vgl. E. Bielfeldt, Der Rhein. Bund v.1254 (Neue Forsch. Ud. 131 [1937]) und 
die dort verzeichnete Literatur. 

Quelle: Westfälische Zeitschrift 103/104, 1954 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
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täglichen überfällen der ränke- und beutesuchenden Ritter und Knappelll 
auf die über Land und See fahrenden Kaufleute sprechen. Unfrieden herrschte­
besonders zwischen den Stadtherren und dem selbstbewußten Bürgertum; 
denn in dieser Zeit kräftigten sich die Landesherrschaften und wuchsen sich 
aus. Zahllos waren die Bündnisse der Fürsten mit- und gegeneinander, um 
sich am Schwächeren zu bereichern. Unermüdlich versuchten sie ihre Macht­
auszuweiten. So bemühten sie sich, die innerhalb ihrer Territorien liegenden, 
freien Städte unter ihre Botmäßigkeit zu bringen, und arbeiteten darauf hin, 
sich fremde Städte vom Reich, von Fürsten oder Herren zur Ausbeute ver-­
pfänden zu lassen, und sie sich dann völlig anzueignen. 

Allgemein und überall schwebten also die Städte in Gefahr, ihre Frei­
heiten und Privilegien zu verlieren oder als Pfänder an machtgierige FürsteTh 
versetzt oder verlehnt zu werden. Widersetzten sich die Bürger den An-­
sprüchen ihrer Bedrücker, Ausbeuter oder wortbrüchigen Gläubiger, so mach­
ten ihre Widersacher den einzelnen Bürger haftbar für die Forderungen, die· 
sie an einen oder mehrere seiner Mitbürger hatten. Auf den Straßen, wo das 
Faustrecht regierte, ließen sie ihn plündern oder gefangennehmen. Die Städte­
selbst, die in Erwartung vieler Neubürger seit Ende des 12. Jahrhunderts 
ihre Wälle weit hinausgeschoben und sich durch dicke Mauerringe, Tore­
und Türme zu starken Festungen entwickelt hatten, konnten die Herren und' 
Ritter (ohne Feuerwaffen, die es in Deutschland noch nicht gab) nicht 
erstürmen, sondern nur durch Belagerungen aushungern. Immer versuchten· 
auch die Stadtherrn, die Einigkeit unter den Bürgern zu stören und eine· 
Partei gegen die andere aufzuhetzen. Gern stellten sie sich auf die Seite der­
Gemeinbürger oder Plebejer gegen die herrschende Oberschicht der Groß-­
bürger, Erbsassen, Erbmannen oder Patrizier. Denn die inzwischen reich­
gewordenen Krämer und Weber, Bäcker und Schuster empörten sich Mitte­
des 13. Jahrhunderts gegen ihre politische Unterdrückung und wollten nicht 
mehr aus dem Rat der Städte ausgeschlossen sein. 

Die Mehrzahl dieser Klein- oder Gemeinbürger stammte von unfreien, 
hörigen Leuten ab, die oft gegen den Willen ihres Herrn vom Land in die· 
Städte gezogen waren. Da sie mit ihrer gesamten Nachkommenschaft, 
sozusagen in alle Ewigkeit, ihrem Herrn zu Fron und drückenden Abgaben, 
vor allem bei Heirats- oder Todesfällen verpflichtet waren, bekämpften die­
Fürsten und Herren die Landflucht ihrer unfreien Hintersassen. Sie setzten­
ihnen nach, versuchten sie einzufangen, forschten auf Jahrmärkten nach 
ihnen oder forderten sie vor Gericht als ihr Eigentum zurück. Hatten sich 
jedoch die in die Städte geflüchteten Landleute verborgen gehalten und' 
unangefochten ein Jahr zu Bürgerrecht in der Stadt gelebt, so galten sie und" 
ihre Kinder als vollfreie Leute, denn Stadtluft machte frei. 

Vor allem empörte es die Herren, daß manche dieser Neubürger nach 
einjährigem Stadtaufenthalt aufs Land zurückkehrten und hier nun als' 
sogenannte Außenbürger, Pfahlbürger oder Muntmannen ' den Schutz der-

, vgl. die reichsrechtl. Verbote der Pfahlbürger u. Muntmannen von 1232 u.123S; 
(MGCC. IV. Tom. II 171 u. 196) . 
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Stadt genossen, weil sie alljährlich dafür eine Abgabe, das sogenannte Bürger­
geld, zahlten. Es war den Städten zwar reichsrechtlich verboten, Muntmannen 
anzunehmen - in Westfalen kommen sie nur selten vor - und dadurch ihre 
Einflußsphäre über ihre Mauern hinaus auszudehnen, doch mußte noch der 
Rheinische Bund seinen Mitgliedern dieses Verbot neu einschärfen·. 

Gegen die immer größer werdende Landflucht protestierten die Bischöfe 
von Münster und Osnabrück. Mit ihren geistlichen und ritterlichen Ständen 
- jedoch ohne ihre Städte - schlossen sie 1245 ein ewiges Schutzbündnis 
gegen alle ihre Feinde mit Ausnahme des Erzbischofs von Köln 6. Den eigent­
lichen Kern ihrer Einung enthält jedoch die Bestimmung, daß die Städte ohne 
Zustimmung der Herren keine hörigen Leute zu Bürgern annehmen dürften. 
Dieser Beschluß gab den Grundherren das Recht, ihren ehemaligen und künf­
tigen Hörigen, die gegen ihren Willen Bürger geworden waren oder werden 
wollten, überall nachzujagen und sie als ihr Eigen zu reklamieren. 

Die Antwort auf diesen Bund, der verschiedentlich erneuert worden ist, 
gaben die beiden münsterischen und osnabrückischen Hauptstädte. Kaum ein 
Jahr später schlossen Münster und Osnabrück einen gleichfalls ewigen Bund '. 
Sie gelobten sich mit allen ihren Helfern Beistand gegen ihre Angreifer. 
Würde ein Bürger gelegentlich eines Marktes innerhalb ihrer Bundesgrenzen, 
d. h. in den Diözesen Münster und Osnabrück, seiner Freiheit beraubt, so 
sollte kein Marktbesucher den Platz verlassen, bis über Recht und Unrecht 
entschieden wäre. Weitere Artikel regeln die Reihenfolge der Marktbuden 
oder Tische bei Jahrmärkten und vor allem die gemeinsame Abwehr gegen 
Räuber und Friedbrecher. Markt und Kredit soll ihnen von jedermann 
geweigert werden, bis sie ihren Verpflichtungen nachkommen. Alle ehr- und 
treubrüchigen Ritter, die in ihrem Unrecht verharren, werden geächtet, und 
jede Stadt muß einen Gast, dem auf den Landstraßen des Bundesgebietes 
Gefahr droht, mit starkem Geleit an einen Ort bringen, wo ihn seine Mit­
bürger in Empfang nehmen und sicher heimgeleiten können. Das ist der 
wesentliche Inhalt des Ladberger Bundes zwischen Münster und Osnabrück, 
dem ohne Knderung des Bundestextes oder Erweiterung des Bundesgebietes 
nachträglich Minden beitrat, und Herford und Coesfeld und vielleicht noch 
andere unbekannte Städte sich als Helfer anschlossen. 

Sieben Jahre später gingen Lippstadt, Münster, Soest und Dortmund 
einen ähnlichen Bund an der Werner Brücke ein. Manche seiner Bestimmungen 

5 vgl. Bielfeldt a. a. O. S. 32 u. das Schreiben d. Stadt Mainz an Soest, Münster, 
u. a. westf. Städte (Westf. UB IH. 1741): "!tem quicunque ex ipsis viHanibus, 
medio tempore ad aliquam personal i residencia voluerit se transferre, recipi 
poterit ab eadem, iure civitatis per omnia fruiturus nec exinde pax iudi­
cabitur pax violata. Si vero aliquis praprius dictas civitates ad manendum 
intraverit, domino ipsius eum requirenti secundum ius et consuetudinem civi­
tat um hucusque observatam per omnia satisfict. !tem cives qui dicuntur 
palburgere de cetera null os habebimus." 

• vgl. Osnabr. UB II. 464 (1245 Febr. 5), IV 5 (1281), IV 238 (1288), 285 (1290), 
590 (1300) und Rothert, a. a . O . S. 39. 

7 vgl. Zurbonsen a. a. O. S. 2, Rothert a. a. O. S. 37 u. v. WintGrfeld, Westf. 
Zeitschr.93, 129 für die Unterschiede zwismen dem Ladberger Bund und dem 
Werner Bund. 
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sind wörtlidl dem Ladberger Bund entnommen, andere übergangen. Im 
... Gegensatz zum nordwestfälismen Städtebund besduänkt er sim nimt auf 

ein abgegrenztes Gebiet. Er nennt aum als Vertragssmließende nur die vier 
Städte ohne den Zusatz "mit allen Helfern" und sieht unter den Bundes­
städten und ihren Bürgern ein besonderes Bundesremt für Smuldklagen und 
Streitigkeiten vor. Wollte der Ladberger Bund den Handel in Nordwest­
falen befrieden, so übernahmen im Werner Bund die vier großen Oberhof­
städte den Smutz ihrer Bürger und Kaufleute ohne jede Gebietsbesmränkung, 
also innerhalb und außer halb Westfalens. Aum die Sprame des Bundes ist 
energismer geworden, wenn er aum - wie der Ladberger Bund - nom nimt 
mit Waffengewalt, sondern allein mit Wirtsmaftsboykott, Kreditentziehung 
und Kmtung droht. Selbstbewußt überträgt er den Begriff der Kollektiv­
haftung, den die Herren und Ritter auf die Bürger einer Stadt anwandten, 
auf seine Feinde. Denn die Gefangennahme oder Beraubung eines Bürgers 
soll nimt allein bei dem smuldigen Ritter, Knappen oder Burgmann, sondern 
bei allen seinen Helfern und sogar bei seinem Herrn mit aller Strenge 
geahndet werden. Jeder Bürger, der mit einem geämteten Bürgerfeind ver­
kehrt - sei es, daß er ihn versteckt, ihm Raubgut heimlim abkauft oder ihm 
Waren verkauft, ihm Geld gegen Wemsel leiht -, verfiel nimt nur in die 
hömste Bürgerstrafe (10 Mark und ein Fuder Wein), sondern verlor zugleim 
seinen ehrlimen Namen und wurde den Betrügern oder Dieben (die weit 
verämtlicher waren als Totsmläger!) gleim geamtet. 

Der Inhalt des Werner Bundes ging alle Bürger an: die burgenses und 
die cives, die Vollbürger und die Gemeinbürger 8. Alle haben sie an den 
Vorberatungen Teil gehabt, alle haben sie den Bund aufs feicrlimste be­
smworen, wie ja aum jeder Bürger auf ein besonderes Stadtremt vereidigt 
wurde. Wie groß das Interesse grade der Gemeinbürger an diesem ewigen 
Bund war, zeigt sim in Münster. Hier nahmen die Gilden die Bundesurkunde 
in deutsmer übersetzung in ihr Zunft- oder Gildenbum, das sogenannte rote 
Bum, auf'. 

Und nun läßt sim aum die Frage, welme der vier Städte den Bund 
angeregt hat, einwandfrei beantworten. Es war Münster. Später als Soest 
und Dortmund, die im ältesten Hansekontor zu Nowgorod als die einzigen 
westfälismen Führerstädte hervortraten, hatte Münster als Mittelpunkt eines 
stattlimen Oberhofes eine VorortsteIlung in Westfalen erlangt. Das zeigt sich 
smon 1229 in dem Handelsvertrag von Smolensk und 1252 in flandrismen 
Handelsprivilegien, wo die Westfalen nur durm die Städte Soest, Dortmund 
und Münster vertreten sind 10. 

• Zum Ausdruck "universitas burgensium et civium", der die Gesamtheit aller 
Bürger, der Vollbürger (burgenses) u. der Gemeinbürger (cives), meint, vgl. 
Westf. Zeitsehr. 93, 131. Die Ansicht Zurbonsens S.8, ihn als Gesamtheit der 
"westf. Städte u. Weidlbilder", d. h. der Städte u. der ihnen zugewandten Orte, 
aufzufassen u. daraus zu erschließen, daß sich der Werner Bund weithin durch 
Westfalen verzweigt habe, beruht auf einem Mißverständnis. 

• vgl. Zurbonsen a. a. O. S.6. 
10 vgl. Hans. VB 1. 232 (1229), 431 ff (1252) u. 1. v. Winterfeld, Dortmunds 

Stellung in der Hanse (1932) S.23. 

Quelle: Westfälische Zeitschrift 103/104, 1954 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
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Die Stadt Münster war die einzige Werner Bundesstadt, die dem Lad­
berger Bund angehörte. Sie fühlte sidl besonders bedroht, da sie bald darauf 
mit dem Domkapitel einen Vertrag gegen die übergriffe ihres eigenen 
Bismofs einging ". 

In nom größerer Bedrängnis befand sim Dortmund. Es war drei Monate 
vor dem Werner Vertrag erneut dem Erzbismof von Köln unterstellt wor­
den 12 und sollte ihm, der damals in offenem Kampf mit seinen Kölner 
Bürgern lebte und mehrmals von ihnen gefangen genommen worden ist, als 
neuem Herrn Kriegshilfe leisten '". Soest wird sidl aus Furcht vor über­
griffen des rücksimtslosen Kölner Erzbismofs, dessen westfälismer Marsmall 
damals der Smultheiß von Soest war", angesmlossen haben und hat viel­
leimt aus der Befürmtung, von Münster und Dortmund überstimmt werden 
zu können, seine bedeutendste Tomterstadt als vierten Partner dazu geholt. 
Denn Lippstadt ' 5 war rasch und stark aufgeblüht und die Mutterstadt vieler 
westfälismer Städte besonders im lippismen und Arnsberger Land geworden; 
ja, sein Oberhof reimte mit der Stadt Spangenberg ins Hessisme hinein bis 
in die Nähe von Marburg. 

Für die Initiative Münsters bei der Bundesgründung spremen die Ab­
hängigkeit des Werner Bundes vom Text des Ladberger Bundes und der 
Vertragsort. Werne liegt am äußersten Südzipfel des Bistums Münster. Es 
gehörte damals nom zu den Orten, deren Bewohner wohl aus vorterritorialen 
Zeiten her vom Grafen von Dortmund in die Reidlsfeste Dortmund geladen 
werden konnten 16. Der Ort selbst, in dem der Bismof von Münster einen 
Hof besaß 17, war für den Bundesabsmluß ni mt geeignet. Wohl aber die 
Brüd,e über die Lippe, da die Landesgrenze mitten durm den Fluß lief und 
sogar nom heute die Grenze zwismen dem Regierungsbezirk Münster und 
Arnsberg durm die Lippe geht. Außerdem standen Brücken unter erhöhtem 
Friedensschutz. 

Der Werner Bund war nom kein Jahr alt, als sim aus einem Bündnis 
zwismen Mainz und Worms der große Rheinisme Bund entwickelte, von 
dem eingangs die Rede war. Die Initiative, sim diesem zehn jährigen Frie­
densbund anzuschließen, dürfte wieder in erster Linie von Münster aus-

11 vgl. WUB III 626 (1257 Okt.5) u. Zurbonsen, a. a. O. S.35. Auch dieser Ver­
trag, den die Schöffen, Ratsherrn und die gesamte Gemeinde (totum commune) 
der Stadt Münster beschworen haben, wurde in dt. übersetzung in das rote Buch 
der Zünfte in Münster eingetragen. 

" vg\. Dortm. UB II. 292 (1253 März 9) u. R. Knipping, Regesten d. EB v. Köln 
Bd. III 1718. 

13 vg\. a. a. O. III 2251 (1263 Apr.2) u. 2275 (1263 Nov.27). 
14 a. a. O . III 1995 (1258 März 23). 
15 Für den Oberhof Lippstadts vg\. v. Winterfeld, Die stadtrecht\. Verflechtungen 

in Westfalen, Korrektur S. 111. Herrn Dr. C. Haase-Marburg, der mich auf die 
Stadt Spangen berg bei Marburg hinwies, sage ich herzlichen Dank. 

,. vgl. Dortm. UB Erg.Bd. I 836 ca. 1335 / 46: F. Frcnsdorff, Dortmunder Statuten 
u. Urteile. S. 235 u. L. v. Winterfeld a. a. O. S. 98 f. 

17 vgl. J. Schwieters, Die Bauernhöfe d. öst\. Teils d. Kr. Lüdinghausen (188S} 
S. 21 f. 
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gegangen sein, dem Dortmund sich ohne Zögern anschloß 18. Denn beide 
Städte vollzogen ihren Beitritt am gleichen Tage, während Soest und Lipp­
stadt sich viel länger besannen. Kann man schon aus diesem Grunde nicht -
wie man gewöhnlich liest - von einem Kollektivbeitritt des Werner Bundes 
zum Rheinischen Bund sprechen, so ist der ebenso weitverbreitete Irrtum 
zurückzuweisen, der Werner Bund habe sofort bei seiner Gründung oder 
bald danach eine sehr große Zahl von Mitgliedern gehabt, nämlich nicht nur 
jene westfälischen Städte, die in den Rheinischen Bund aufgenommen wurden 
- es haben sich 16 Beitrittsurkunden erhalten -, sondern ungefähr alle west­
fälischen Städte, da diese unter Einschluß von üsnabrück und Lippstadt 
unter den drei großen westfälischen überhöfen: Dortmund, Soest und 
Münster standen. - Im Gegensatz zum Rheinisdlen Bund, der jedes seiner 
Mitglieder verpflichtete, seine Nachbarn in die Friedensgemeinschaft auf­
zunehmen, hielt es also der Werner Bund mit der Devise: "Einigkeit macht 
stark", aber "die Starken sind am mächtigsten allein". 

Im Rheinischen Bund tritt Westfalen als landschaftlich geschlossene 
Gruppe hervor. An Friedenseifer übertraf wieder Münster die anderen 
Städte. Zwar bemühte sich Soest (Dortmund mußte sich aus politischen Grün­
den zurückhalten) bei der Hauptbundesleitung seinen gewohnten, ersten 
Rang unter den westfälischen Städten zu behaupten, konnte es aber nicht 
verhindern, daß die Mainzer Bundeskanzlei die sich energisch an die Spitze 
drängende Stadt Münster als Hauptmittelpunkt Westfalens betrachtete 1'. 

Die zehn Friedensjahre des Rheinischen Bundes waren noch nicht ab­
gelaufen, als sich Soest und Dortmund wieder auf den Werner Bund besannen 
und sich auf seiner Grundlage zu einem zwei jährigen Sonderbündnis ver­
einten 2 •• Die blutigen Zusammenstöße mit fürstlichen Beamten hatten sich 
vermehrt 21. Die Bürger von Lippstadt hatten es 1263 gewagt, den Vogt ihres 
Stadtherrn "per civilem sententiam" zu köpfen. Die Soester Bürger hatten 
den märkischen Drosten gefangen genommen und totgeschlagen, wobei ihnen 
die Dortmunder in dieser Fehde getreulich zur Seite standen. Außerdem 
fürchtete Dortmund die Rache des hochmütigen Erzbischofs von Köln. Dieser 
hatte versucht, die Dortmunder Bürger vor sein herzogliches Gericht (b6tdinc) 
zu ziehen, mußte sie aber wegen ihres Widerstandes von diesem Gerichts­
zwang befreien und ihnen sogar alle bei dieser Gelegenheit gegen ihn ver­
übten Ausschreitungen ohne Schadenersatz vergeben 22. 

Vier Jahre später (1268), als eine Fehde zwischen den mächtigsten west­
fälischen Fürsten ganz Westfalen in Unfrieden versetzte, als die Städte und 

18 Für das Verhältnis Münsters, Soests, Dortmunds und Lippstadts zum rhein. 
Bund vgJ. Westf. Zeitschr. 93, 128 H. 

19 vgJ. a. a. O. S.139 u. dazu Osnabr. UB III 136 (1255). 2. vgJ. a. a. O. S. 140. Zurbonsen a. a. O . S. 35. Rübe!, a. a. O. S. 372, hat die 
Bundesartikel von 1264 irrig nicht auf Soest u. Dortmund, sondern auf die vier 
Werner Bundesstädte bezogen. 

21 vgJ. Zurbonsen, a. a. O. S.35. 
22 vgJ. Knipping, Reg. d. EB v. Köln III. 2251 (1263 Apr. 2 H.) u. 2269 (1263 

Okt.25) . 
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:Bürger fürchten mußten, in diese blutigen Wirren verwickelt zu werden, 
wurde der Werner Bund durch einen zweiten ewigen Grundvertrag verstärkt 
und erweitert 'S. Auf einem Bundestage zu Münster erschienen außer den 
,Abgeordneten der alten vier Bundesstädte auch Vertreter der Stadt Osna­
:brück, der Mitkontrahentin des Ladberger Bundes, der von nun ab nirgends 
mehr erwähnt wird, also wohl 1268 im Werner Bund aufging. Vielleicht 
hatte 1253 ein großer Stadtbrand .. Osnabrück verhindert, an der con­
foederatio prima oder antiqua zu Werne teilzunehmen. Von nun ab galt 
aber dieser erste Vertrag auch für Osnabrück. Auf ihn baute sich die con­
Joederatio secunda auf. Ihr Ton hat sich verschärft. Ganz offen richtet sich 
,der Bund jetzt gegen die Fürsten, die Stadt- und Landesherren. Man wollte 
ihre Rechte nicht schmälern, wenn sie die städtischen Freiheiten unverkürzt 
gelten ließen. Durch gemeinsames Vorgehen gegen jeden Angriff, durch 
Kollektivmahnungen aller fünf Bundesstädte, durch die li.chtung der übel­
täter und die Sperrung von Wareneinkauf und Geldleihe verstärkte man 
den Widerstand der Einzelstadt und ihrer Bürger. Von hier aus war es nur 
noch ein kleiner Schritt, die städtischen Rechte mit Waffengewalt zu ver­
teidigen. 

Er erfolgte schon 1270. Die Limburger Fehde veranlaßte das erste west­
fälische Wehrbündnis". Auf einem Tag in Dortmund vereinten sich Soest, 
Münster und Dortmund zu einem zweijährigen Sonderbund. Sollte in diesen 
heiden Jahren eine Bundesstadt mit Rat der bei den andern einen Krieg 
beginnen (iniciaverit), so war jede von ihnen zur bewaffneten Hilfe ver­
pflichtet, jedoch sollte sich keine ohne Beirat der an dem einen Kriegshaupt­
'mann (»capitaneus sive rector belli") wählen. Und wie groß war das Kriegs­
heer, das der Dreistädtebund aufbrachte? Als Norm, sozusagen als Simplum, 
'galten folgende Kontingente: Soest mußte 40 Panzerreiter und 8 Armbrust­
'schützen, Dortmund 30 Reiter und 6 Schützen, Münster 20 Reiter und 4 
'Schützen stellen (daraus geht die unterschiedliche Größe oder Macht der drei 
Verbündeten hervor!). Das Aufgebot war also kaum mehr als ein Polizei­
'kommando zum Schutz der Landstraßen. Diese Kontingente durften nicht 
beimlich, sondern mußten in aller öffentlichkeit unter dem Banner der Stadt 
(eum vexillo suo) zu Hilfe eilen. Jederzeit konnten sie erhöht werden, damit 

-die angegriffene oder belagerte Stadt »in ihrer Ehre" bliebe. Gestützt auf 
-diese Bundeshilfe schloß Dortmund ,. wenige Wochen später unter Zustim-
mung von Münster und Soest ein Bündnis mit dem Grafen von Arnsberg 
:gegen den Grafen von Limburg und führte diese Fehde zu siegreichem Ende. 

23 vgl. Zurbonsen a. a. O. S. 38 H. Rübe! a. a. O . S. 372 f. u. Rothert a. a. O. S.48. 
'24 vgl. Rothert, a. a. O. S.38 . 
2 5 vgl. Zurbonsen a. a, O. S. 42 f., Rothert a . a. O. S. 48. 
0.2. vgl. WUB VII. 1364 (1270 Juli 7) u. 1386 (1271 März 13). In diesem Fall wird 

der Graf von Arnsberg der Kriegshauptmann der Stadt Dortmund gewesen sein. 
Sie behielt sich das Schiedsgericht der Städte Münster und Soest für den Fall 
vor, daß der Graf v. A. in einen für Dortmund unannehmbaren Friedensschluß 

-einwilligen werde. Vgl. auch Zurbonsen a. a. O. S. 43. 
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8 Luise v . Winterfeld 

Keinen Erfolg hatte dagegen der Versuch Soests, seine durch ihren 
England-Handel bedeutende Tochterstadt Attendorn 1270 in den Werner 
Bund aufzunehmen 27. Nur Dortmund stimmte der Aufnahme zu, während 
Münster, Lippstadt und Osnabrück die Aufnahmeurkunde, die wie ein Nach­
klang zum Rheinischen Bund wirkt, nicht untersiegelt haben, so daß Atten­
dorn kein Bundesglied geworden und niemals auf einer Bundestagung er­
schienen ist. 

Immer stärker wurde das Selbstbewußtsein der Städte. Soest, Münster, 
Osnabrück und Dortmund schlossen 1277 auf 12 Jahre ein neues Wehrbünd­
nis 28. Jede Stadt sollte ihre Bundesschwestern sofort warnen, wenn sie von 
Rüstungen oder Kriegsvorbereitungen gegen eine Mitgliedstadt hören würde. 
Keine wird sich an einem Heerzuge ihres Stadtherrn gegen eine verbündete 
Stadt beteiligen. Wird eine Stadt ohne ihr Verschulden in einen Krieg ver­
wickelt, so sollen ihr die andern mit so feurigem Mut ("ardenti animo") und 
mit so starken Streitkräften beistehen, als ob ihnen selbst der Hauptangriff 
gelte. Jede Bundesstadt wurde für die Verbündeten zur Offenstadt, aus der 
heraus oder in die hinein man den Kriegsschauplatz aus strategischen Grün­
den verlegen konnte. Lebend oder tot sollten die Herren übeltäter (domini 
malefactores sagt die Urkunde und meint auch die Stadtherren damit!) an die 
verletzte Stadt ausgeliefert werden, und man solle Geldprämien aus Bundes­
mitteln auf ihre Köpfe setzen. Wer denkt da nicht an das schöne Soester 
Nequambuch, in das die Namen der Bösewichter eingetragen wurden und 
den Bundesstädten gemeldet werden konnten, oder an eine in Dortmund 
durch Glockengeläute und Maueranschlag verkündete Fahndung nach flüch­
tigen und friedlosgelegten Verbrechern oder an die sogenannten Schimpf- und 
Sd,andbriefe, die man in Stadt und Land verbreitete 2D? 

Versagte eine Stadt die Bundeshilfe, so konnte sie sich nur durch den Eid 
des gesamten Rates vor der Strafe des Bundesbruches retten. Einzelne Bürger 
sollten jedoch nur bestraft werden, wenn sie glaubhaft nachweisen konnten, 
daß sie nicht durch öffentliche Kundgebungen von den Bundesartikeln er­
fahren hatten. Diesem ersten Vierstädtebündnis sind viele ähnliche Wehr-

27 vgl. WUB VII. 1361 (1270 Mai 2). Die Ansicht Zurbonsens (a. a. O. S. 43), daß 
Attendorn sich nur durch den Rat Dorrmunds in den \Verner Bund aufnehmen 
ließ, beruht auf einem Versehen. Attendorn hatte damals die erste Rangstelle der 
köln.-westf. Städte hinter Soest, vor Brilon und Rüthen (WUB VII 1387 (1271 
Apr. 17) u. 1407 (1271 Nov. 26)). 

2S vgl. Dortm. UB I. 152 u. Osnabr. UB III 598 (1277 Aug. 17 Som), beide mit" 
unrichtigem Kopfregest. Es handelt sich nicht um eine Erneuerung u. Erweiterung 
des Werner Bundes, wie Rübel a. a. O. S.373 annimmt, sondern um den Ab­
schluß einer confoederatio auf 12 Jahre,;n der die Werner Bundesurkunden von 
1253 u. 1268 nicht erwähnt werden. Allerdings beruht § 10 des neuen Bünd­
nisses auf den alten Abmachungen. Vgl. Zurbonsen a. a. o. S. 48 H. für den 
Inhalt und die Wirkung dieses Wehrbundes. 

eg vgl. L. v. Winterfeld, ruten und roven in Beitr. zur Gesch. Dortm. u. d. Graf­
schaft Mark 46 (1940) S. 97 H. 
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bündnisse bis 1338 gefolgt 30. Stets wurden sie auf eine bestimmte Frist, an­
fänglich auf 12, hernach 6 Jahre eingegangen. Niemals hat Lippstadt, das 
offenbar weniger selbständig als die großen Vierstädte handeln durfte, an 
diesen Sonderbündnissen teilgenommen. War es schon, wie Rothert" meint,. 
1277 aus dem Werner Bund ausgetreten? 

Diese Frage läßt sich uneingeschränkt mit Nein beantworten. Man darf 
nicht den ewigen Werner Bund mit den auf seiner Grundlage abgeschlossenen 
Wehrbündnissen verwechseln 32. 

Neben der Aufgabe, die Freiheit ihrer Bürger zu verteidigen, hatte der 
Werner Bund das Ziel, die Einigkeit unter den Mitgliedern zu fördern, damit: 
Handel und Wandel sich ungestört entfalten konnten. Bei Streitigkeiten 
zwischen zwei Bundesstädten (in jeder herrschte ein anderes Stadtredlt) holte 
man die andern als Schiedsrichter herbei '3. So fanden z. B. 1273/4 mehrere 
Tagungen, darunter eine in Lippstadt, statt 3 1, bis sich endlich Münster und 
Osnabrück aussöhnten und die Urteile widerriefen, durch die sich ihre Bürger 
gegenseitig in Acht und Bann gelegt hatten. Mit dem Austausch von Friedens­
küssen wurde die Wiederherstellung der "sacra pax" bestätigt. 

Diese und ähnliche Zwistigkeiten führten 1284 zur Revision einiger 
Bundesartikel 35

• Von nun ab sollte kein Bürger, wenn er die Strafe von 
10 Mark und 1 Fuder Wein gezahlt hatte, für ehrlos gelten. Kein Bürger 
durfte für die Verfehlungen eines Mitbürgers haftbar gemacht werden, d. h. 
die Kollektivhaftung der Stadtgemeinde wurde abgeschafft. Geändert wurde 
vor allem der Gerichtsort für Klagen um Kauf- oder Wechselschulden, Bürg­
schaften und andere kaufmännische Verträge. An die Stelle des "forum rei" 
trat hinfort das "forum facti" ", d. h. am Ort des Geschäftsabschlusses, nicht: 
mehr am Wohnort des Angeklagten sollten jetzt die Gerichtsverhandlungen 
erfolgen, um jeden Streit rasch durch den Eid von Zeugen, die bei den Ver­
tragsabschlüssen dabei gewesen waren, entscheiden zu können. 

3<) vgl. Dorern. UB I. 248 (1296) , Erg.Bd. I. 472 (1312) 525 (1318); Dortrn. UB 1_ 
421 (1324) u. 537 (1338) . Sonderbündnisse schlossen Soest u. Münster 1277 
(WUB VII. 1623), Münster u. Osnabrück (vgl. E. Bock, Der Kampf um die 
Landeshoheit in Westfalen Z. d. Sav. St.RG. 48 (1928) S. 387) Dortmund u. Soest 
1303 (Hans. UB 11. 41). 

31 vgl. Mitt. d. Ver. f. Osnabrück 57, 49. 
32 vgl. Westf. Zeitschr. 93, 142. 
83 vgl. WUB VII. 1188 (1282 Nov. 26) u. Zurbonsen a. a. O. S. 58. 
34 vgl. Osnabr. UB III. 509 (1274 Juni 1 Soest); vor diesen Schiedsspruch fällt die 

auf 1274 Apr.:> angesetzte Tagung zu Lippstadt, die in einem Briefe Soests an 
Osnabrück erwähnt wird, vgl. Dortm. UB Erg.Bd. I. 588 mit irrigem Datum 
ca. 1325. In diesen Zusammenhang gehört wahrscheinlich auch ein Brief Dort­
munds an Münster, den Rübel (a . a. o. I. 587) auf ca. 1324 ansetzte. 

35 vgl. WUB VII 1905 (1284 Mai 5 Dortmund) u. Zurbonsen, a. a. O. S. 54 f. 
86 Reichsrechtlich wurde 1173 (Hans. UB I. 23) für Schuldklagen das "jus fori~ 

für die vor Richter und Schöffen getätigten Verträge anerkannt. Beim Fehlen 
dieser Zeugen war das Gericht am Wohnort des Beklagten zuständig, doch. 
durfte der Kläger von ihm appellieren "ad majorem locum, a quo minor locus 
justiciae sue leges acceperat". 
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10 Luise v. Winter feld 

Vielleicht hängt die letzte Knderung schon mit einer Frage zusammen, 
die damals in der Hanse lebhaft erörtert wurde 3'. In Nowgorod wurden 
Streitigkeiten der Kaufleute vor das Gericht der deutschen Kaufleute gebracht 
und gingen, falls das Urteil angefochten wurde, nach Wisby, wo die Alder­
leute von Soest und Dortmund als westfälische Zwischeninstanz wirkten, 
und gegebenenfalls von dort an den Heimatort des Beklagten, da dieser das 
Recht hatte, nach seinem Recht und von seines Gleichen gerichtet zu werden. 
Lübeck machte sich nun zum Haupt der Hanse, indem es die Entscheidung 
aller in Nowgorod gefällten strittigen Urteile vor sein Gericht zog. Dazu 
brauchte es aber die Zustimmung der übrigen Hansestädte. Im Werner Bund 
war die Ansicht geteilt; Lippstadt gab sofort sein Einverständnis; Soest, 
Münster und Osnabrück protestierten heftig gegen diese Neuerung, Dort­
mund versuchte dagegen zu vermitteln, indem es den Rechtszug von Now­
gorod nach Lübeck nicht als Appellation, sondern nur als Consultation auf­
faßte und für diese Auslegung auch die Zustimmung des nächsten Hansetages 
und dazu die besondere Freundschaft und Dankbarkeit Lübecks gewann SB. 

Wurde auf diese Weise zur Freude der deutschen Hanse ein Bruch ver­
mieden, so wankte doch der Werner Bund in seinen Grundfesten. 

Wohl infolge der Nowgoroder Frage oder wegen der 1284 vereinbarten 
Knderung des Gerichtsortes bei kaufmännischen Verträgen und Bürgschaften 
geriet Soest in ernsten Streit mit Lippstadt: auf einer Tagung in Münster 33 

kam es 1295 deshalb in Gegenwart von Abgesandten aller fünf Bundesstädte 
wieder zu einer Bundesrevision. Die alten Bundesurkunden von 1253 und 
1268 wurden Wort für Wort verlesen und beraten. Der 1284 geänderte 
Artikel über den Gerichtsort bei Wechselklagen wurde völlig gestrichen, so 
<laß wie früher allein das Gericht am Wohnort des Beklagten zuständig war. 
Auf dieser Tagung führte Soest Klage gegen Lippstadt, das wohl überstimmt 
wurde und deshalb trotz mehrfacher Vorladungen hinfort keine Tagung 
mehr besuchte ••. 

Münster, Soest, Osnabrück und Dortmund erneuerten darauf ihren Bund 
ohne Lippstadt mit der ausdrücklichen Bestimmung, daß ihre Abgeordneten 
viermal im Jahr zu gemeinsamen Besprechungen zusammenkommen soUten 
und daß die Bundesurkunden in jeder Stadt zweimal jährlich verlesen werden 
müßten, damit niemand sich mit Unwissenheit entschuldigen könne. Und um 
:zu verhüten, daß diese Vorschrift, die der Verlesung des Stadtrechtes ent-

37 Zum Folgenden vgl. Hanserecesse I (1870) S. 30 ff; Rothert a. a. O. S.130. 
as vgJ. WUB VII. 2510 a (Ende 1298 oder Anfang 1299). Gemeinsam mit Lübeck 

besaß Dortmund 1302 die Führung in flandrischen Hanseangelegenheiten und 
erhielt in den Hansekontoren zu London und Brügge den Vorrang vor Soest . 

• 9 vgl. WUB VII . 2321 a (1295 März 13 und Hans. UB I 1141 mit irriger 
Jahreszahl). 4. Wegen des Streites zwischen Soest u. Lippstadt wurde eine Tagung auf den 
14. März 1296 in Münster angesagt, um die Sache nach Recht oder Freundschaft 
zu entscheiden (vgl. Zurbonsen a. a. o. S. 69). Lippstadt erschien trotz zugesagten 
freien Geleits auch nicht auf dem späteren Tag in Soest (WUB VII. 2369 a 
(1296 Aug. 16 Soest)), auf dem die Vierstädte ohne Lippstadt ihren Bund 
erneuerten. 
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spricht, nicht in Vergessenheit gerate, hatten Bürgermeister und Stadtschreiber 
nach vollbrachter Lesung ein Anrecht auf einen guten Trunk Wein". 

Die vierteljährlichen Zusammenkünfte, die wohl abwechselnd in Soest, 
Münster, Osnabrück und Dortmund stattfanden, trugen dazu bei, die vier 
Bundesstädte zu einer einheitlichen Gruppe zusammenzuschweißen '2. Auf 
ihren Tagungen wurde die Münzwährung auf den Fuß des Soester Pfennigs 
abgestimmt und über ein gemeinsames Handeln in den Fragen der Hanse 
und der Hansetage in Lübeck beraten. So ist z. B. keine von ihnen in die 
Kölner Konföderation (1367), d. h. in den Hansekrieg gegen Dänemark, ein­
getreten, jedoch hatten sie nichts dagegen, daß sie alle vier - und sonst keine 
westfälische Stadt - namentlich in das dänische Privilegium eingeschlossen 
wurden, das den Abschluß des großen Hansesieges bildete. Es wäre über­
trieben, den Werner- bzw. Ladberger Bund als .einen der Grundsteine im 
stolzen Gebäude der Hanse" zu bezeichnen'3 

- dazu war er zu jung. Doch 
ist er das tragende Element in der Organisation des westfälischen Hanse­
quartiers geworden. 

Für den Schutz des Landfriedens reichten aber seine Kräfte immer 
weniger aus. Diesen hatten sich die Fürsten schon Ende des 13. Jahrhunderts 
unterstellt, und ihren Bündnissen mußten sich die Städte einfügen. Sie mögen 
es 1319 als stolzen Triumph empfunden haben, als in dem bewaffneten 
Landfrieden zwischen Wupper und Weser 44 die Führung des gemeinsamen 
Friedenssiegels in die Hände der vier Werner Bundesstädte gelegt wurde. 
Abwechselnd sollten sie es je einen Monat bewahren. In dieser Zeit oblag der 
federführenden Stadt die Geschäftsführung, z. B. das Aufgebot der Streit­
kräfte, die Vorladungen von Friedensbrechern, die Einladungen zu Tagungen 
und Schiedsgerichten, und nur mit dem Rat der Vierstädte sollten die fürst­
lichen Kriegshauptleute oder Marschälle die Befehlsgewalt über die Streit­
kräfte des Bundes ausüben. 

Von dieser Machtfülle bröckelte rasch immer mehr ab. Bald genug mußten 
die Vierstädte sich mit der Zusicherung begnügen, nicht zum Heereszug gegen 
·eine Werner Bundesstadt verpflichtet zu sein '5. 

Die Goldene Bulle'6 verbot 1356 alle rein ständischen Bünde, auch die 
Werner Bundesstädte haben seit der Mitte des 14. Jahrhunderts nicht mehr 
gewagt, ihre Wehr bündnisse zu erneuern. Sie waren jetzt, wo sich die Kriegs­
führung durch neue Waffen verändert und die Fürstenmacht sich gesteigert 
hatte, viel gefährdeter als im 13. Jahrhundert. Deshalb war es ihnen nicht 
möglich, ihren Verbündeten in Kriegsgefahren ausreichend zu helfen. Dort-

" vgl. Osnabr. UB IV. 661 (Ende d. 13. Jahrh.). 
42 Zum Folgenden vgl. Zurbonsen a. a. o. S. 58 f. u. v. Winterfeld, Dortmunds 

Stellung in der Hanse S. 35 H . 
.. vgl. Rothert a. a. O. S. 38. 
H vgl. Dortm. UB I. 377 (1319 Nov.5). 
·'51 vgl. z. B. die Exemptionsklauseln in den Bündnissen von 1339 Apr.25 (Dortm. 

UB 1. 538) 1343 Mai 1 (1. 577) 1350 Nov. 28 (1. 667) 1352 Aug. 21 (1. 695) 
1357 Aug. 16 (1. 731) 1364 Febr.28 (1. 781). 

4. vgl. K. Zeumer, Die goldene Bulle Karls IV (1908). Teil II S. 30 f. 
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mund hat sich in seiner großen Fehde keines Beistands von ihnen erfreut und 
die schiedsrichterliche Vermittlung Soests sogar als unzuverlässig beklagt ". 
Auch Soest'· , das kurz vor seinem Abfall von Köln zur Erneuerung des 
Werner Bundes aufrief, fand keine genügende Unterstützung, ja, Dortmund 
mußte sogar gegen die Bundesschwester am Hellweg zu Felde ziehen. Nur 
das einst ungetreue Lippstadt" stand unwandelbar auf der Seite von Soest 
und half ihm mit Gut und Blut, seiner Feinde Herr zu werden. 

Wohl aus Dank für diese Hilfe wurde Lippstadt wieder zu Tagungen 
der alten fünf Wernerbundesstädte eingeladen. Mit Soest, Osnabrück, Dort­
mund und Münster erschien es 1469 in Münster zu gemeinsamen Beratungen 
in wichtigen Hanse- und Wirtschaftsfragen 50. Das ist das letzte Lebens­
zeichen des \Verner Bundes. 

Keine Chronik hat über sein Entstehen oder Vergehen berichtet, und nur 
in großen Zügen konnten wir heute seine über 200 Jahre sich erstreckende 
Geschichte verfolgen. Unwahrscheinlich klein, ja lächerlich geringfügig er­
scheinen uns heute die mittelalterlichen Verhältnisse. Von den Werner 
Bundesstädten war Soest, das 1253 wohl nicht mehr als 6-8000 Einwohner 
zählte, noch bei weitem die volksreichste. Unfaßbar dünkt uns heute die 
Vielfalt der Rechte, die mangelnde Rechtspflege und die daraus entspringen­
den alltäglichen Kriegs- und Fehdeansagen im eignen Land. Es gehörte Mut 
dazu, den Kampf gegen dieses Unwesen aufzunehmen, und unerschrockenen 
Mut und zähe Ausdauer hat der Werner Bund bewiesen. Unbeschwert durch 
eine große Zahl viel schwächerer Mitglieder haben die fünf oder vier mittel­
alterlichen Großstädte Westfalens den Kampf für das gute Recht auf­
genommen. Schon das bloße Vorhandensein ihres Bundes wird manchen 
Ritter oder Herrn von keckem überfall abgehalten haben. Der Werner Bund 
trat für Frieden, Ehre, Treue und Eintracht ein, deshalb sollen diese Worte 
unter den Wappen der Städte Münster, Soest, Lippstadt, Dortmund stehen 
auf dem Gedenkstein, den die vier Wernerbundesstädte gemeinsam mit der 
Provinz an der Lippebrücke bei Werne als Erinnerungsmal aufrichten werden. 

" vgl. L. v. WinteIfcld, Ge,m. d. freien Reims· u. Hansestadt Dortmund (1934)-
S. 94 H. 

4. vgl. Wolf·Herbert Deus, Die Soester Fehde (1949) S. 43 f. 
4' vgl. R. Chalybaeus, Lippstadt (1876) S. 80 H. 
50 vgl. L. v. Winterfcld, Das westf. Hansequartier. Korrektur S. 28 u. Dortmunds 

Stellung in der Hanse S. 51. 
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